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durch Testament bestimmten Erben, wenn diese Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik sind und soweit nichts 
anderes bestimmt wird. In allen anderen Fällen sind die 
Ehrenzeichen und Urkunden an den Rat des Kreises zurück­
zugeben.

(2) Ehrenzeichen und Urkunden ausgezeichneter Bürger an­
derer Staaten werden nach dem Tode nicht zurückgefordert.

§9
(1) Geldzuwendungen zu staatlichen Auszeichnungen wer­

den nur an Einzelpersonen und Kollektive sowie an Betriebe, 
denen der Ehrentitel „Betrieb der sozialistischen Arbeit“ ver­
liehen wird, und nur dann gewährt, wenn das in den Ordnun­
gen über die Verleihung festgelegt ist.

(2) Geldzuwendungen zur Verleihung staatlicher Auszeich­
nungen werden als einmalige Prämie gewährt. Andere For­
men der Geldzuwendungen, die vor Inkrafttreten dieses Be­
schlusses festgelegt wurden, werden in den Ordnungen über 
die Verleihung staatlicher Auszeichnungen geregelt.

(3) Mit der Verleihung staatlicher Auszeichnungen an aktive 
Sportler ist keine Geldzuwendung verbunden.

(4) Die Verleihung staatlicher Auszeichnungen an Bürger 
und Kollektive anderer Staaten ist, mit Ausnahme der Ver­
leihung von Preisen, nicht mit Prämien verbunden. Ausge­
nommen davon sind Bürger sozialistischer Staaten, die wäh­
rend ihrer Tätigkeit in Betrieben und Einrichtungen der 
Deutschen Demokratischen Republik ausgezeichnet werden, 
und Bürger anderer Staaten, die in einem Arbeitsrechtsver­
hältnis mit Organen, Betrieben und Einrichtungen der DDR 
stehen. Sie erhalten die in den Ordnungen über die Verlei­
hung staatlicher Auszeichnungen vorgesehene Prämie.

§10
(1) Vorschläge zur Verleihung staatlicher Auszeichnungen, 

die nicht in dem Organ, Betrieb bzw. der Einrichtung ausge­
wählt werden, in dem der Werktätige beschäftigt ist, sind 
durch den Vorschlagenden mit dem Leiter dieses Organs, Be­
triebes oder der Einrichtung abzustimmen.

(2) Die Leiter der Organe und Betriebe sind dafür verant­
wortlich, daß Vorschläge zur Verleihung staatlicher Aus­
zeichnungen entsprechend den geltenden Regelungen mit den 
dafür zuständigen Leitungen der Sozialistischen Einheitspar­
tei Deutschlands, des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und der anderen gesellschaftlichen Organisationen abgestimmt 
und, ausgehend von den in den Ordnungen über die Ver­
leihung staatlicher Auszeichnungen getroffenen Festlegungen, 
an das zuständige übergeordnete Organ eingereicht werden.

(3) Vors'chläge zur Verleihung staatlicher Auszeichnungen 
gemäß Abschnitt I und II der Anlage an Veteranen der Ar­
beit und andere Bürger, die nicht in einem Arbeitsrechts­
verhältnis stehen, sind in der Regel durch die Vorsitzenden 
der Räte der Bezirke zu unterbreiten.

(4) Vorschläge zur Verleihung staatlicher Auszeichnungen 
gemäß Abschnitt I und II der Anlage an freischaffende Künst­
ler sind durch die Vorschlagsberechtigten mit dem Minister 
für Kultur abzustimmen.

§H
Die Ordnungen über die Verleihung der bereits gestifteten 

staatlichen Auszeichnungen erlassen der Staatsrat, der Mini­
sterrat oder der Nationale Verteidigungsrat entsprechend ihrer 
Zuständigkeit.

’ 12
(1) Über die Aberkennung staatlicher Auszeichnungen ent­

scheidet derjenige, der die staatliche Auszeichnung .verliehen 
hat. Über die Aberkennung mehrerer staatlicher Auszeichnun­
gen eines Bürgers entscheidet der Leiter des Staatsorgans, 
dem die Entscheidung uoer die höchste staatliche Auszeich­
nung obliegt.

(2) Anträge auf Aberkennung staatlicher Auszeichnungen 
sind von dem für die Verleihung staatlicher Auszeichnungen 
Vorschlagsberechtigten zu stellen. Die Anträge auf Aberken­
nung bedürfen in der Regel der Zustimmung des Leiters, der 
Parteiorganisation der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands und der Gewerkschaftsorganisation des Organs bzw. 
Betriebes, in welchem der zur Aberkennung staatlicher Aus­
zeichnungen vorgeschlagene Bürger beschäftigt ist oder war.

(3) Anträge auf Aberkennung staatlicher Auszeichnungen 
durch den Vorsitzenden des Staatsrates, den Vorsitzenden des 
Ministerrates oder den Vorsitzenden des Nationalen Vertei­
digungsrates sind durch die Minister und Leiter der anderen 
zentralen Staatsorgane, die Vorsitzenden der Räte der Be­
zirke oder die zentralen Leitungen der Parteien und gesell­
schaftlichen Organisationen bei der Abteilung Kader beim 
Ministerrat einzureichen.

(4) Die Entscheidung über die Aberkennung ist dem An­
tragsteller und durch diesen dem betroffenen Bürger mitzu­
teilen. Der Antragsteller zieht die Ehrenzeichen und Urkunden 
ein.

(5) Eine rechtskräftige Verurteilung gemäß § 6 Abs. 2 des 
Gesetzes ist durch das Gericht dem zuständigen Rat des Krei­
ses mitzuteilen. Der Rat des Kreises zieht die Ehrenzeichen 
und Urkunden ein und stellt sie dem Organ oder Betrieb 
zu, durch dessen Leiter die staatliche Auszeichnung verliehen 
wurde.

§13
(1) Die Zustimmung zur Annahme von Auszeichnungen an­

derer Staaten, die durch Staatsoberhäupter verliehen werden, 
erteilt der Vorsitzende des Staatsrates.

(2) Die Zustimmung zur Annahme weiterer Auszeichnungen 
anderer Staaten *und internationaler Organisationen erteilt, 
soweit die Absätze 3 und 4 nicht zutreffen, der Vorsitzende 
des Ministerrates..

(3) Die Zustimmung zur Annahme bereichsspezifischer 
staatlicher Auszeichnungen und anderer Auszeichnungen so­
zialistischer Staaten erteilen die Minister, die Leiter der an­
deren zentralen Staatsorgane und die Vorsitzenden der Räte 
der Bezirke für ihren Verantwortungsbereich.

(4) Die Zustimmung zur Annahme von Auszeichnungen ge­
sellschaftlicher Organisationen anderer Staaten und interna­
tionaler gesellschaftlicher Organisationen erteilen die Leitun­
gen der gesellschaftlichen Organisationen für ihren Verant­
wortungsbereich.

§14

(1) Die Höhe der Ordnungsstrafe gemäß § 10 des Gesetzes 
beträgt 10 M bis 300 M.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates des Kreises für 
Inneres.

§15
Der Ministerrat regelt das Tragen der Ehrenzeichen zu 

staatlichen Auszeichnungen.

§16
(1) Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1978 in Kraft..
(2) Mit der Veröffentlichung der gemäß § 11 zu erlassenden 

Ordnungen über die Verleihung staatlicher Auszeichnungen 
treten außer Kraft:
1. Verordnung vom 28. Mai 1954 über die Auszeichnung für 

Errettung von Menschen aus Lebensgefahr (GBl. Nr. 56 
S. 565)

2. Verordnung vom 13. November 1958 über die Stiftung 
der „Hufeland-Medaille“ (GBl. I Nr. 68 S. 841)

3. Verordnung vom 22. Januar 1959 über die Bestätigung der 
Ordnungen über die Verleihung von staatlichen Auszeich­
nungen (GBl. I Nr. 17 S. 181)


